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ARBEITSRECHT

POLIZEIDIENSTUNFÄHIGKEIT

Gesundheitliche Eignung von Bewerbern  
für den Polizeidienst
|  Die gesundheitliche Eignung für den Polizeidienst ist anzunehmen, wenn die Bewerber den 
besonderen Anforderungen dieses Dienstes genügen. Dies gilt nicht nur für den aktuellen 
Gesundheitszustand, sondern auch für künftige Entwicklungen, die angesichts einer bekann-
ten Vorerkrankung zu erwarten sind. Bei einem gegenwärtig voll polizeidienstfähigen Bewer-
ber kann die gesundheitliche Eignung aber nur verneint werden, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte die Annahme rechtfertigen, dass mit überwiegender Wahrscheinlichkeit vom Eintritt 
der Polizeidienstunfähigkeit vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze auszugehen ist. 
Dies hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) entschieden.  |

Schlaganfall während der Ausbildung
Der Kläger erlitt während seiner Ausbildung zum Polizeikommissar im Beamtenverhältnis auf 
Widerruf einen Schlaganfall, konnte aber ohne weitere fortdauernde gesundheitliche Beein-
trächtigungen sein Studium an der Hochschule der Polizei einschließlich der geforderten Sport-
leistungen erfolgreich abschließen. Die Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe lehnte 
das Land u.a. mit der Begründung ab, der Kläger sei wegen der erhöhten Gefahr eines weiteren 
Schlaganfalls nicht mehr uneingeschränkt polizeidienstfähig.

So sahen es die Vorinstanzen
Das Verwaltungsgericht (VG) hat das Land verpflichtet, den Kläger unter Übernahme in das 
Beamtenverhältnis auf Probe in den Polizeidienst einzustellen. Nach den medizinischen Fest-
stellungen des Sachverständigen betrage das Risiko eines erneuten Schlaganfalls bis zum  
Erreichen der Altersgrenze rund 35 %. Auf die Berufung des Landes hat das Oberverwaltungs-
gericht (OVG) die Klage abgewiesen. Bei Polizeibeamten seien wegen der besonderen Einsatz-
lagen besondere Anforderungen zu stellen. Bewerber für den Polizeidienst seien auch dann 
wegen fehlender Polizeidienstfähigkeit abzulehnen, wenn bei ihnen das gegenüber der Normal-
bevölkerung deutlich erhöhte Risiko für den Eintritt einer solchen Erkrankung bestehe, deren 
Auftreten in besonderen Einsatzlagen eine Gesundheitsgefahr für den Beamten selbst oder für 
Dritte darstellen könne. Dies sei beim Kläger wegen der im Vergleich zur Normalbevölkerung 
380-fach erhöhten Wahrscheinlichkeit eines erneuten Schlaganfalls bis zum Erreichen des  
60. Lebensjahres der Fall.

Bundesverwaltungsgericht: Anforderungen nicht überdehnen
Das BVerwG hat das Urteil des Berufungsgerichts aufgehoben und die Berufung des Landes 
gegen das Urteil des VG zurückgewiesen. Für die Beurteilung der Frage, ob aktuell gesundheit-
lich geeignete Bewerber voraussichtlich wegen einer Vorerkrankung vor Erreichen der gesetz-
lichen Altersgrenze polizeidienstunfähig werden, ist kein anderer Prognosemaßstab anzuwen-
den als bei Bewerbern für den allgemeinen Verwaltungsdienst. In beiden Fallgruppen gilt der 
Maßstab der überwiegenden Wahrscheinlichkeit, d. h. eine Wahrscheinlichkeit von mehr als  
50 %. Diese Voraussetzung ist ausgehend von den tatsächlichen Feststellungen des Berufungs-
gerichts nicht erfüllt. Auch die Annahme einer bereits gegenwärtig eingeschränkten Polizei-
dienstfähigkeit im Hinblick auf die möglichen Folgen eines „Rückfalls“ während eines Polizei-
einsatzes überdehnt die Anforderungen an die gesundheitliche Eignung von Beamtenbewer-
bern. Ein strengerer Maßstab für den Polizeidienst kann ohne gesetzgeberische Vorgabe nicht 
angelegt werden.

QUELLE  |  BVerwG, Urteil vom 13.2.2025, 2 C 4.24, PM 8/25
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WARTEZEIT

Unterschrift reicht nicht: ohne Arbeit kein Krankengeld
|  Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen hat entschieden: Ein Beschäfti-
gungsverhältnis wird erst ab dem Beginn der Entgeltfortzahlung und nicht schon mit  
Abschluss des Arbeitsvertrags begründet.  |

Zu Beginn des Arbeitsverhältnisses krankgemeldet
Geklagt hatte ein 36-jähriger Arbeitsloser, dessen Anspruch auf Arbeitslosengeld Ende Oktober 
2023 auslief. Anfang Oktober unterschrieb der Mann einen Arbeitsvertrag als Lagerist bei einem 
Reinigungsunternehmen zu einem Monatslohn von 3.000 Euro brutto. Er trat die Arbeit jedoch 
nie an, da er sich zu Beginn des Arbeitsverhältnisses krankmeldete. Zwei Wochen später kün-
digte die Firma innerhalb der Probezeit.

Krankenkasse zahlte kein Krankengeld
Die Krankenkasse des Mannes lehnte daraufhin die Zahlung von Krankengeld ab. Begründung: 
Es habe kein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis bestanden, da der Mann 
kein Einkommen erzielt habe.

Der Mann verklagte das Unternehmen und verlangte die Anmeldung zur Sozialversicherung ab 
dem Beginn des Arbeitsvertrags. Er vertrat dazu die Auffassung, dass bereits durch einen 
rechtsgültigen Vertrag, der eine Entgeltzahlung vorsehe, ein Beschäftigungsverhältnis zustan-
de komme. Dies müsse auch gelten, wenn ihm der Arbeitsantritt krankheitsbedingt nicht mög-
lich sei. Andernfalls würde er aufgrund seiner Arbeitsunfähigkeit leer ausgehen.

Landessozialgericht gab Krankenkasse Recht
Das LSG vermochte sich der Rechtsauffassung des Klägers nicht anzuschließen. Der Arbeitge-
ber müsse ihn nicht zur Sozialversicherung anmelden, da ein versicherungspflichtiges  
Beschäftigungsverhältnis nicht schon mit dem Beginn des Arbeitsvertrags entstanden sei.  
Erforderlich sei vielmehr, dass der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall habe. Dieser Anspruch entstehe jedoch bei neuen Arbeitsverhältnissen generell 
erst nach einer vierwöchigen Wartezeit.

Wartezeit war ohnehin nicht erfüllt
Diese gesetzliche Regelung solle verhindern, dass Arbeitgeber die Kosten der Lohnfortzahlung 
für Arbeitnehmer tragen müssen, die direkt nach der Einstellung erkrankten. Der Gesetzgeber 
habe eine solche Konsequenz als unbillig angesehen.

Unabhängig davon müsse der Mann sich erst an seine Krankenkasse wenden, bevor er seinen 
Arbeitgeber verklage.

QUELLE  |  LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 21.1.2025, L 16 KR 61/24

BEZÜGEKÜRZUNG

Disziplinarmaßnahme gegen Lehrerin  
wegen reichsbürgertypischem Verhalten
|  Die Disziplinarkammer des Verwaltungsgerichts (VG) Sigmaringen hat die Klage einer Leh-
rerin auf Aufhebung der ihr gegenüber verhängten Disziplinarmaßnahme der Bezügekürzung 
aufgrund ihres reichsbürgertypischen Verhaltens abgewiesen.  |
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VORDIENSTZEITEN

Realschullehrer: Cocktailkurse führen nicht  
zu höherer Besoldung
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Aachen hat die Klage eines Realschullehrers auf Berücksich-
tigung von Vordienstzeiten bei der Festsetzung von Erfahrungsstufen und mithin auf eine  
höhere Besoldung abgewiesen.  |

Eine Tätigkeit als Anbieter von Cocktailkursen ist für die Tätigkeit als verbeamteter Lehrer nicht 
förderlich im besoldungsrechtlichen Sinne. Eine Tätigkeit ist allgemein förderlich, wenn sie für 
die Dienstausübung des Beamten nützlich bzw. von konkretem Interesse ist, d. h. wenn diese 
entweder erst aufgrund der früher gewonnenen Fähigkeiten und Erfahrungen ermöglicht oder 
wenn sie jedenfalls erleichtert und verbessert wird.

Ausgehend hiervon kann die Tätigkeit als Betreiber einer Gesellschaft, die Cocktailkurse und 
Barcatering anbietet – auch wenn diese Tätigkeit über mehrere Jahre ausgeübt wurde – nicht 
als förderlich angesehen werden. Das Halten von Cocktailkursen ist weder qualitativ noch quan-
titativ mit der Tätigkeit eines Realschullehrers vergleichbar. So hat der Kläger im Rahmen sei-
ner Cocktailschule insbesondere nicht mit Minderjährigen gearbeitet, sondern deren Angebot 
zielte auf die Schulung von Mitarbeitern aus dem Hotel-, Restaurant- und Cateringgewerbe. 
Auch sind die Anforderungen an die Erstellung eines Cocktailkurses nicht mit der Erstellung 
eines differenzierten Lehrplans für Schulunterricht in den Schulklassen 5 bis 10 vergleichbar.

QUELLE  |  VG Aachen, Urteil vom 20.1.2025, 1 K 2377/23, PM vom 3.2.2025

Lehrerin forderte Gründungsurkunde der Bundesrepublik
Die Klägerin, eine verbeamtete Lehrerin, hatte in einem gegen sie geführten Bußgeldverfahren 
ein Schreiben an den Landrat des für das Bußgeldverfahren zuständigen Landratsamts ver-
sandt, in dem sie auf das BGB von 1896, und damit einer Norm vor Existenz der Bundesrepublik 
Deutschland, Bezug nahm und in dem sie dessen amtliche Legitimation ebenso einforderte wie 
die Gründungsurkunden der Bundesrepublik und des Bundeslandes. Im daraufhin eingeleiteten 
Disziplinarverfahren warf die Disziplinarbehörde der Klägerin vor, mit diesem Schreiben gegen 
ihre Verfassungstreuepflicht verstoßen zu haben und kürzte ihr die Dienstbezüge für die Dauer 
von drei Jahren um 1/10.

Klage gegen Kürzung der Dienstbezüge
Die hiergegen erhobene Klage blieb erfolglos. Denn – so das VG – wer der Ausübung staatlicher 
Gewalt einerseits entgegentritt, indem er für die Rechtsverhältnisse ihm gegenüber die Geltung 
von Rechtsnormen aus der Kaiserzeit beansprucht und zugleich das Verhältnis auf eine privat-
rechtliche Ebene zu heben versucht (Bezugnahme auf das BGB von 1896), und andererseits die 
Vorlage der Gründungsurkunden der Bundesrepublik Deutschland und des Landes Baden-
Württemberg verlangt, verneint damit die rechtliche Existenz der Bundesrepublik Deutschland 
sowie des Landes Baden-Württemberg. Es ist schlechterdings unmöglich, die rechtliche Exis-
tenz eines Staates zu leugnen und sich zugleich zu dessen Grundordnung zu bekennen und sich 
für diese einzusetzen, wie es das Beamtenrecht verlangt.

Aus Sicht des VG hat die Klägerin durch dieses Verhalten, das typisch für die Reichsbürgerszene 
ist, objektiv zum Ausdruck gebracht, dass sie davon ausgeht, dass die Bundesrepublik Deutsch-
land rechtlich nicht existiert; sie tritt damit nicht für die freiheitlich demokratische Grundord-
nung ein. Ein solches Verhalten rechtfertigt aus Sicht der Disziplinarkammer jedenfalls eine 
Bezügekürzung für die Dauer von drei Jahren.

QUELLE  |  VG Sigmaringen, Urteil vom 12.2.2025, DL 12 K 2486/24, PM des VG
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WOHNFLÄCHENBERECHNUNG

Unklares Haftungsrisiko bei unpräzisem Vertrag
|  Beauftragt ein Bauträger einen Architekten, eine Wohnflächenberechnung auf der Grundla-
ge einer als fehlerhaft erkannten Vermessung zu erstellen und verlangt vom Architekten nur 
die Überprüfung einzelner Maße, übernimmt der Bauträger das mit der begrenzten Überprü-
fung verbundene Risiko selbst. Er kann den Architekten bei Verwirklichung dieses Risikos 
nicht haftbar machen. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart klargestellt.  |

Das war geschehen
Die Klägerin als Bauträgerin machte gegen den beklagten Architekten im Wege einer Schaden-
ersatzklage i. H. v. 100.000 Euro wegen mangelhafter Architektenleistungen bei der Planung 
einer Wohnungseigentumsanlage geltend. Die Klägerin ist der Auffassung, die die Pläne  
des Vermessungsingenieurs überarbeitende Wohnflächenberechnung des Beklagten für  
bestimmte Bestandsgebäude habe eine zu geringe Wohnfläche ausgewiesen. Der Beklagte  
habe zugesichert, dass die Abweichungen der Wohnflächen von den Bestandsplänen des Ver-
messers unter einem Prozent lägen, tatsächlich gebe es Abweichungen bis zu 8%. Zahlreiche 
Wohnungen seien daher mit zu geringer Flächenangabe verkauft worden und deshalb sei ein 
Mindererlös entstanden.

Der Beklagte bestreitet eine fehlerhafte Flächenermittlung, die sich ohnehin nur auf die örtli-
che Überprüfung der Maße aus den Bestandsplänen des Vermessers hinsichtlich der für die 
Werkplanung entscheidenden Stellen bezogen habe. Ein Auftrag zu einer kompletten Neuver-
messung des Bestands sei gerade nicht erteilt worden.

Zudem meint die Klägerin, der Beklagte habe bei der Grundlagenermittlung übersehen, dass 
die Geschossdecken in einem Bestandsgebäude Betonhohlkörperdecken waren, die einen  
unerwartet hohen Sanierungsaufwand erforderten, und es versäumt, vor Baubeginn die Funda-
mente an der Seite zu einem anderen Grundstück zu überprüfen. Infolge dieser Planungsfehler 
hätten sich die Baukosten für das Bestandsgebäude deutlich erhöht. Die Umbaukosten beliefen 
sich somit auf mindestens 950.000 Euro. Ein vollständiger Abriss und Neubau hätte dagegen 
(nur) 752.499 Euro gekostet und wäre im Vergleich zu den tatsächlich entstandenen Kosten 
günstiger gewesen. Bei erzielbaren Verkaufserlösen abzüglich der Kosten für Abriss/Neubau 
hätte sich bei einem Neubau ein hoher sechsstelliger Überschuss ergeben. Der tatsächliche 
Überschuss durch den Umbau habe lediglich 107.000 Euro betragen.

Der Beklagte trägt hierzu vor, ihm sei vom Geschäftsführer der Klägerin mitgeteilt worden, dass 
es sich bei sämtlichen Bestandsdecken um Stahlbetonrippendecken handele. Eine Pflicht zur 
Überprüfung dieser Tatsache habe es nicht gegeben. Zudem habe sich die Klägerin in Kenntnis 
der Mehrkosten für eine Sanierung und gegen einen Abriss entschieden. Hinsichtlich des Fun-
daments sei die Klägerin bereits vor Beauftragung des Beklagten in Kenntnis gesetzt worden, 
dass dessen Tragfähigkeit ein Risiko darstelle. Sie habe dennoch entschieden, das Fundament 
erst im Zuge der Aushubarbeiten zu untersuchen, um Kosten einzusparen.

So sah es das Oberlandesgericht
Das OLG stellte klar: Wie bei einem Bauvertrag kann auch zwischen einem Architekten und 
seinem Auftraggeber eine von den allgemein anerkannten Regeln der Technik abweichende 
Ausführung vereinbart werden, wenn der Auftragnehmer den Auftraggeber auf die Bedeutung 
der allgemein anerkannten Regeln der Technik und die mit der Nichteinhaltung verbundenen 
Konsequenzen und Risiken hinweist, es sei denn, diese sind dem Auftraggeber bekannt oder 
ergeben sich ohne Weiteres aus den Umständen.
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Beauftragt eine Bauträgerin einen Architekten, eine Wohnflächenberechnung auf der Grund­
lage einer als fehlerhaft erkannten Vermessung zu erstellen und verlangt sie vom Architekten, 
einzelne Maße zu überprüfen, übernimmt die Bauträgerin sehenden Auges das mit der  
begrenzten Überprüfung der Maße verbundene Risiko und kann den Architekten bei Verwirkli­
chung dieses Risikos nicht haftbar machen. Weist der Architekt seinen Auftraggeber darauf hin, 
dass die zu planende Wohnung ohne Sonnenschutz nicht funktioniert, muss der Auftraggeber 
erkennen, dass bei Umsetzung der Planung eine im Hinblick auf den Wärmeschutz nicht aus­
reichend funktionstüchtige Wohnung errichtet wird, und es bedarf keines weiteren Hinweises, 
dass dann (auch) die allgemein anerkannten Regeln der Technik nicht eingehalten sind.

Macht der Auftraggeber eines Architekten geltend, dass er im Fall einer mangelfreien Beratung 
von der Sanierung eines Gebäudes abgesehen und einen profitableren Neubau errichtet hätte, 
schafft der Auftraggeber für eine Schadensschätzung bzw. Begutachtung nur dann eine ausrei­
chende Grundlage, wenn er nachvollziehbar darlegt, welches Gebäude mit welchen Eigenschaf­
ten er statt der Sanierung errichtet hätte. 

Macht ein Auftraggeber geltend, bei einem mangelfreien Architektenwerk hätte er die zu  
errichtenden Wohnungen teurer verkaufen können, ist ein Schaden nur schlüssig dargelegt, 
wenn die Kalkulationsgrundlagen für den erzielten und den geltend gemachten Kaufpreis of­
fengelegt werden und nachvollziehbar vorgetragen wird, dass ein höherer Kaufpreis am Markt 
hätte durchgesetzt werden können.

QUELLE  |  OLG Stuttgart, Urteil vom 17.12.2024, 10 U 38/24, Abruf-Nr. 246635 unter www.iww.de

AUFTRAG FÜR DIE GENEHMIGUNGSPLANUNG

Sind auch die Leistungsphasen 1 bis 3 abrechenbar?
|  Ein Auftrag zur Genehmigungsplanung ist so zu verstehen, dass auch die Beauftragung mit 
vorangehenden Leistungsphasen erfasst ist, sofern diese nicht bereits von Dritten erbracht 
und dem Architekten zur Verfügung gestellt wurden. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) 
Karlsruhe entschieden.  |

Ein Architekt war mündlich damit beauftragt worden, die Baugenehmigung für die Erweiterung 
eines Gasthofs einzuholen. Damit war klar, dass er die Leistungsphase 4 im Leistungsbild  
Gebäude und Innenräume sowie Tragwerksplanung erbringen musste. Da er vom Auftraggeber 
nur Bestandszeichnungen erhalten hatte, die nicht an eine Vor- oder Entwurfsplanung heran­
reichten, verlangte er auch das Honorar für diese notwendigen Leistungen. Der Auftraggeber 
weigerte sich. Er meinte, er habe nur die Genehmigungsplanung beauftragt.

Das OLG gab dem Architekten Recht und sprach ihm das Honorar für die Leistungsphasen 1 bis 
4 zu. Es komme nicht auf die Regelungen der HOAI, sondern auf den Inhalt des konkreten Auf­
trags an. Nicht entscheidend sei, ob die Parteien einen schriftlichen oder mündlichen Vertrag 
geschlossen, sondern was sie tatsächlich vereinbart haben. Ein Auftrag zur Genehmigungspla­
nung müsse dann so verstanden werden, dass auch die Beauftragung mit vorangehenden Leis­
tungsphasen erfasst ist, da diese notwendige Voraussetzung für die Erstellung der Genehmi­
gungsplanung ist. Etwas anderes gelte nur, wenn die vorangehenden Planungsleistungen  
bereits von Dritten erbracht wurden und dem Architekten zur Verfügung gestellt werden.

Die Entscheidung ist rechtskräftig.

QUELLE  |  OLG Karlsruhe, Urteil vom 28.10.2022, 4 U 142/20, Abruf-Nr. 247322 unter www.iww.de
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FAMILIEN- UND ERBRECHT

SORGERECHT

Maßnahmen zum Kinderschutz dienen nicht  
der Bestrafung eines Elternteils
|  Kindesschutzrechtliche Maßnahmen sind streng am Kindeswohl zu orientieren. Sie dienen 
nicht der Bestrafung eines Elternteils oder allgemeinen Gerechtigkeitserwägungen. Das  
immer noch herangezogene, überkommene Konzept der sog. Eltern-Kind-Entfremdung (engl. 
„PAS“) ist nach dem jetzigen Stand der Wissenschaft und Forschung abzulehnen. Das Ober-
landesgericht (OLG) Frankfurt am Main hat dies in einer aktuellen Entscheidung nun klarge-
stellt.  |

Streit um elterliche Sorge
Die Eltern ihrer 12, 10 und 7 Jahre alten Kinder stritten um die elterliche Sorge. Sie sind verhei-
ratet und leben seit Sommer 2022 getrennt. Das Sorgerecht üben sie gemeinsam aus. Seit dem 
Getrenntleben haben die Kinder ihren Lebensmittelpunkt im Haushalt der Mutter. Die Eltern 
führen seit Beginn der Trennung kindschaftsrechtliche Verfahren. Es kam immer wieder zu 
massiv eskalierten Konflikten. Ein dauerhaft regelmäßiger und stabiler Umgang mit dem Vater 
ließ sich nicht etablieren, wofür der Vater die Mutter verantwortlich machte, weil diese die Kin-
der entsprechend manipulieren würde. Schließlich beantragte der Vater, ihm die alleinige elter-
liche Sorge zu übertragen.

In dem vom Amtsgericht (AG) eingeholten „lösungsorientierten“ Sachverständigengutachten 
wurde eine temporäre Fremdunterbringung der Kinder thematisiert. Als das Jugendamt einen 
kurzfristigen Termin zum Kennenlernen einer Jugendhilfeeinrichtung, in der die Kinder in eine 
Wochengruppe umziehen könnten, anbot, lehnte die Mutter sowohl diesen Umzug als auch ein 
Kennenlernen ab. Der Vater beantragte daraufhin, ihm auch das Aufenthaltsbestimmungsrecht 
zu übertragen. Nach einer weiteren Anhörung der Kinder und der Beteiligten entzog das Fami-
liengericht den Eltern u.a. das Aufenthaltsbestimmungsrecht und übertrug es auf das Jugend-
amt. Die Kinder wurden dann in einer Wochengruppe untergebracht und verbrachten die  
Wochenenden im Wechsel bei ihren Eltern.

Oberlandesgericht wies Sorgerecht wieder beiden Eltern zu
Gegen diese Entscheidung des Familiengerichts haben beide Eltern Beschwerde eingelegt. 
Nach erneuter Anhörung und auf Hinweis des OLG kehrten die Kinder in den Haushalt der Mut-
ter zurück. Das OLG hat nun beschlossen, das Sorgerecht wieder den Eltern zur gemeinsamen 
Ausübung zuzuweisen.

Sorgerechtsentzug unverhältnismäßig
Der vom AG angeordnete Entzug der elterlichen Sorge sei unverhältnismäßig gewesen, begrün-
dete es seine Entscheidung. Im Rahmen einer differenzierten Aufklärung und Gefahrenabwä-
gung sei der hier zum Zweck der Fremdunterbringung beschlossene Sorgerechtsentzug nicht 
das für die Kinder einzig gebotene und verhältnismäßige Mittel gewesen, um ihre Gesamtsitu-
ation zu verbessern. In die Gesamtschau der verschiedenen Gefährdungsaspekte sei zwar  
einerseits die Beeinträchtigung der Kinder durch den hochkonflikthaften Umgangsstreit ihrer 
Eltern einzustellen. Zu berücksichtigen seien aber andererseits die mit der Herausnahme aus 
dem Haushalt der Mutter für die Kinder offensichtlich verbundenen schwerwiegenden Entwick-
lungsrisiken. Der Umzug in die Wochengruppe, so das OLG, bedeutete eine komplette Entwur-
zelung - von ihrem Zuhause, ihrer Mutter als Hauptbezugsperson, der weiteren Familie, ihren 
Freunden, ihren bisherigen Schulen wie auch ihrem sozialen Umfeld.
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ABSTAMMUNGSVERFAHREN

Vaterschaftsanerkennung: Mutter und biologischer Vater 
müssen Kosten hälftig teilen
|  Die Kosten eines Vaterschaftsanerkennungsverfahrens können zwischen dem im Verfahren 
ermittelten biologischen Vater und der Mutter hälftig geteilt werden. Weder der Umstand, 
dass der Vater nicht bereits auf Basis eines Privatgutachtens zur Anerkennung der Vater-
schaft bereit war, noch, dass er nach Angaben der Mutter der einzige Verkehr in der gesetzli-
chen Empfängniszeit war, rechtfertigen eine alleinige Kostenlast des Vaters. So entschied nun 
das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main.  |

Streit um Kosten
Die Beteiligten streiten über die Kosten eines Abstammungsverfahrens. Die Mutter des Kindes 
hatte angegeben, mit dem sog. Putativvater (also dem, der als möglicher Vater in Betracht 
kommt) in der gesetzlichen Empfängniszeit Geschlechtsverkehrs gehabt zu haben. Ein außer-
gerichtlicher Vaterschaftstest hatte diesen als Vater festgestellt. Das Kind begehrte daraufhin, 
die Vaterschaft des Putativvaters gerichtlich festzustellen. Nach Einholung eines gerichtlichen 
Sachverständigengutachtens stellte das Amtsgericht (AG) die biologische Vaterschaft des Puta-
tivvaters fest und legte die Verfahrenskosten hälftig der Mutter und dem nun festgestellten  
Vater auf.

So sah es das Oberlandesgericht
Mit ihrer Beschwerde wendet sich die Mutter gegen die Auferlegung der Hälfte der Kosten. Dies 
hatte vor dem OLG keinen Erfolg. Das AG habe im Ergebnis zutreffend die Kosten nach billigem 
Ermessen zwischen der Kindesmutter und dem Kindesvater hälftig geteilt, bestätigte das OLG 
die angefochtene Entscheidung. Bei einem Vaterschaftsfeststellungsverfahren handele es sich 
nicht um ein echtes Streitverfahren. Neben dem Gesichtspunkt des Obsiegens und Unterliegens 
könnten deshalb weitere Umstände von Bedeutung sein. Eine Beteiligung des Kindes an den 
Kosten sei allerdings regelmäßig unbillig, da es selbst nicht zur Unsicherheit an der Vaterschaft 
beigetragen habe.

Hier sei es nicht angemessen, dem Vater die alleinigen Kosten aufzuerlegen. Er habe insbeson-
dere nicht „grob schuldhaft“ das Verfahren veranlasst. Ihm sei es vielmehr nicht zumutbar  
gewesen, die Vaterschaft bereits außergerichtlich ohne gutachterliche Klärung der biologischen 
Abstammung durch Sachverständigengutachten anzuerkennen. Allein die Angabe der Mutter, 
sie habe in der Empfängniszeit nur mit dem Vater verkehrt, genüge zur Begründung eines gro-
ben Verschuldens nicht. Vielmehr habe der Vater berechtigte Zweifel an seiner Vaterschaft  
haben dürfen. Unwidersprochen habe er mit der Kindesmutter in der Empfängniszeit keine  

Sachverständigengutachten mit Mängeln
Es gebe derzeit auch keinen empirischen Beleg für die Wirksamkeit einer Herausnahme eines 
Kindes aus dem Haushalt eines angeblich manipulierenden, entfremdenden Elternteils. Dies 
sei im Sachverständigengutachten verkannt worden, das auch den Mindestanforderungen an 
Sachverständigengutachten im Kindschaftsrecht nicht genüge.

Soweit wesentliche Anteile der Konfliktdynamik der Eltern im Verhalten der Mutter begründet 
seien, seien kindesschutzrechtliche Maßnahmen streng am Kindeswohl zu orientieren. Der 
„Ausgleich persönlicher Defizite zwischen den Eltern oder die Sanktionierung vermeintlichen 
Fehlverhaltens“ sei nicht Maßstab und Ziel einer Sorgerechtsentscheidung.

Die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 29.1.2025, 1 UF 186/24, PM 6/25
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BESTATTUNGSKOSTEN

Annahme der Erbschaft kann bei Irrtum  
über Verschuldung angefochten werden
|  Wer einen überschuldeten Nachlass erbt, kann innerhalb einer Frist von sechs Wochen das 
Erbe ausschlagen. Sonst gilt die Erbschaft als angenommen und er haftet für die dem Nach-
lass zuzuordnenden Schulden. War dem Erben nicht bekannt, dass der Nachlass überschul-
det ist, kann noch die Anfechtung wegen Irrtums helfen. Mit den Voraussetzungen dafür hat 
sich jetzt das Landgericht (LG) Frankenthal befasst. Es hat entschieden, dass der als Erbe 
eingesetzte Sohn eines Verstorbenen nicht für die Beerdigungskosten aufkommen muss, weil 
er die Annahme der Erbschaft wirksam angefochten hat.  |

Witwe verlangte Bestattungskosten von Sohn des Verstorbenen
Der Verstorbene hatte seinen Sohn aus erster Ehe testamentarisch zu seinem Erben bestimmt. 
Die beiden pflegten zuletzt keinen Kontakt mehr zueinander. Nach dem Tod übernahm zunächst 
die Witwe die Bestattungskosten von rund 7.500 Euro und wollte diese vom Sohn erstattet  
haben, da dieser die Erbschaft nicht ausgeschlagen hatte. Daraufhin erklärte der Sohn die  
Anfechtung der Erbschaftsannahme. Er habe nicht gewusst, dass die Bestattungskosten zu den 
Nachlassverbindlichkeiten gehörten und der Nachlass damit überschuldet sei.

Irrtum über die Beerdigungskosten
Dieser Argumentation hat sich das LG angeschlossen. Der Sohn habe die Annahme der Erb-
schaft wirksam angefochten und müsse daher nicht für die Beerdigungskosten aufkommen. Die 
Anfechtung wegen unerkannter Überschuldung eines Nachlasses sei ein in der Rechtsprechung 
anerkannter Anfechtungsgrund. Sie setze voraus, dass der Anfechtende eine wesentliche For-
derung gegen den Nachlass irrtümlich übersieht. Hier seien die Bestattungskosten eine  
wesentliche Forderung, da der Nachlass überschuldet sei, wenn man sie berücksichtige. Es sei 
auch glaubhaft, dass sich der Sohn über die Beerdigungskosten geirrt habe. Denn die Witwe 
habe ihm noch zu Lebzeiten des Vaters mitgeteilt, für die Beerdigung könne der Erlös aus dem 
Verkauf eines Pkw verwendet werden. Daher durfte der Sohn davon ausgehen, als Erbe seines 
Vaters nicht für die Bestattung aufkommen zu müssen, so die Kammer. Wenn kein Erbe in  
Anspruch genommen werden kann, muss die Witwe als Ehefrau nach den Vorschriften des Lan-
desrechts selbst für die Beerdigungskosten aufkommen, so das LG.

QUELLE  |  Landgericht Frankenthal (Pfalz), Urteil vom 27.2.2025, 8 O 189/24, PM vom 31.3.2025

Beziehung geführt und auch nicht mit ihr zusammengelebt. Damit hätten ihm konkrete Einbli-
cke in die Lebensverhältnisse der Kindesmutter während der gesetzlichen Empfängniszeit  
gefehlt. Für ihn habe damit auch keine Möglichkeit bestanden, abzuschätzen oder zu beurteilen, 
ob die Mutter des Kindes zu weiteren Männern eine intime Beziehung unterhalten habe.

Außergerichtlicher Vaterschaftstest schließt gerichtliche Überprüfung nicht aus
Auf den bereits außergerichtlich durchgeführten Vaterschaftstest habe er sich nicht verlassen 
müssen. Er könne vielmehr geltend machen, dass er angesichts der hohen rechtlichen Anfor-
derungen an die Richtigkeit und Vollständigkeit eines Abstammungsgutachtens eine gerichtli-
che Überprüfung wünsche. Zu berücksichtigen sei schließlich, dass „beide Eltern das Verfahren 
über eine Entscheidung über die Abstammung dadurch gleichermaßen veranlasst haben, dass 
sie innerhalb der gesetzlichen Empfängniszeit miteinander geschlechtlich verkehrt haben.  
Damit erscheint es in der Regel auch gerechtfertigt, die Kosten eines solchen Verfahrens gleich-
mäßig auf beide Eltern zu verteilen“, unterstrich das OLG.

QUELLE  |  OLG Frankfurt a. M., Beschluss vom 13.1.2025, 6 WF 155/24, PM 4/25
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EHESCHEIDUNG

Eigenbedarf erfolgreich gegen ehemalige Schwiegermutter 
durchgesetzt
|  Ein Ehemann kann nach der Trennung von seiner Frau verlangen, die Nutzungsverhältnisse 
an einem gemeinsamen Haus neu zu ordnen. Das stellte das Oberlandesgericht (OLG) Celle 
fest.  |

Ärzteehepaar trennte sich
Nachdem sich ein Ärzteehepaar getrennt hatte, wollte der Mann in ein gemeinsames Haus des 
Paares ziehen. Doch dort wohnte seine Schwiegermutter. In der ihr allein gehörenden Ehewoh-
nung lebte die Frau mit den gemeinsamen Kindern. Der Mann schlief zunächst in seiner Praxis, 
dann bei Bekannten. Schließlich wohnte er zur Untermiete.

Den Eheleuten gehörte aber hälftig noch das von der Schwiegermutter bewohnte Einfamilien-
haus mit Garten. Dieser wollte der Mann wegen Eigenbedarf kündigen. Dazu war die Mitwir-
kung seiner Ehefrau erforderlich. Das lehnte sie ab. Sie meinte, der Mann wolle sie nur zwin-
gen, ihrer Mutter zu kündigen. Auch habe er noch ein weiteres Haus. Der Mann klagte.

Amtsgericht: Eigenbedarf nicht genügend dargelegt
Das Amtsgericht (AG) wies seine Klage ab. Der Mann habe den Eigenbedarf nicht hinreichend 
dargelegt. Da die Schwiegermutter eine nahe Angehörige sei, könne ihre Tochter selbst Eigen-
bedarf anmelden. So zog der Mann vor das OLG.

So sah es das Oberlandesgericht
Das OLG gab dem Mann Recht. Ihm sei seit der Trennung ein Festhalten am Mietverhältnis nicht 
länger zuzumuten. Auch habe er seinen Eigenbedarf ausreichend dargelegt. Er hatte vorgetra-
gen, dass sein jetziges Mietverhältnis nur befristet war. Ein ständiges Wohnen in der Praxis sei 
ihm nicht zuzumuten. Ein Umzug in das andere Haus sei ihm ebenfalls nicht zuzumuten, da 
dieses noch ein Rohbau sei und er auch kein Geld für einen Umzug habe. Nach all dem sah das 
OLG den geltend gemachten Eigenbedarf nicht als „offensichtlich aussichtslos“ an. Vor allem 
sei die Frau in der Lage, ihre Mutter in der Ehewohnung und einer nicht genutzten Einlieger-
wohnung aufzunehmen.

QUELLE  |  OLG Celle, Beschluss vom 19.2.2025, 21 UF 237/24

BUNDESGERICHTSHOF

Ersterrichtungsanspruch eines Eigentümers  
bei „steckengebliebenem“ Bau
|  Der Bundesgerichtshof (BGH) hat entschieden, dass ein Wohnungseigentümer im Fall eines 
sog. steckengebliebenen Baus zwar grundsätzlich einen Anspruch auf erstmalige plange-
rechte Errichtung des Gemeinschaftseigentums gegen die Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer hat. Der Anspruch scheidet aber aus, wenn die erstmalige Errichtung des gemein-
schaftlichen Eigentums den übrigen Wohnungseigentümern nicht zuzumuten ist.  |

Bauvorhaben kam zu Stillstand: Was ist mit den Ansprüchen der Eigentümer?
Die Klägerin ist Mitglied der beklagten Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Das Grund-
stück war mit einer Abbruchimmobilie bebaut. Diese sollte durch eine – inzwischen insolvente 
– Generalbauunternehmerin abgerissen und ein neues Gebäude errichtet werden. Das Bauvor-
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haben kam bereits während der Abrissarbeiten zum Stillstand. Die Beschlussanträge der Klä-
gerin, die Verwalterin zu beauftragen, Angebote für die restlichen Abrissarbeiten, die Abdich-
tung der Nachbargiebel und die Erstellung der Ausführungspläne für das Objekt einzuholen, die 
Aufträge zu vergeben und die Arbeiten durchführen zu lassen sowie eine Sonderumlage zu  
erheben, wurden in einer Eigentümerversammlung vom 16.9.2021 abgelehnt.

Mit der Klage verlangt die Klägerin u.a. die gerichtliche Ersetzung der beantragten Beschlüsse. 
Das Amtsgericht (AG) hat die Klage abgewiesen. Auf die Berufung der Klägerin hat das Landge-
richt (LG) den Beschluss ersetzt, dass ein Sachverständigengutachten zu den voraussichtlichen 
Kosten für den Abriss des Bestandsgebäudes und die Errichtung des Gemeinschaftseigentums 
eingeholt, die Verwalterin mit der Einholung von Angeboten für das Gutachten beauftragt und 
die Beklagte zur Beschlussfassung über die Vergabe des Auftrags und dessen Finanzierung 
verpflichtet wird. Mit der von dem LG zugelassenen Revision wollte die Beklagte die Wiederher-
stellung des amtsgerichtlichen Urteils erreichen.

So sieht es der Bundesgerichtshof
Der BGH hat das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache zur neuen Verhandlung und Ent-
scheidung an das LG zurückverwiesen. Der BGH: Im Ausgangspunkt steht der Klägerin ein  
Anspruch auf erstmalige Errichtung des Gemeinschaftseigentums zu. Dabei liegt der Fall hier 
insofern besonders, als einem Erwerber, wie der Klägerin, schon in diesem frühen Stadium 
Ansprüche aus dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) zustehen können. Nach den Feststel-
lungen des Berufungsgerichts besteht nämlich eine Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 
und die Erwerber sind bereits Wohnungseigentümer, obwohl das – nicht von dem teilenden  
Eigentümer, sondern von einer Generalbauunternehmerin auf der Grundlage mit den Erwer-
bern geschlossener Werkverträge – zu errichtende Gebäude nicht einmal ansatzweise fertigge-
stellt ist.

Ist – wie hier – das Binnenverhältnis zwischen den Erwerbern und der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer entstanden, kann der Eigentümer im Rahmen der ordnungsmäßigen Verwal-
tung verlangen, dass das Gemeinschaftseigentum erstmals in einen der Teilungserklärung ent-
sprechenden – mithin plangerechten – Zustand versetzt wird. Das entspricht ständiger höchst-
richterlicher Rechtsprechung und gilt auch für die erstmalige Errichtung bzw. Fertigstellung 
des Gemeinschaftseigentums bei einem steckengebliebenen Bau.

Der Anspruch auf erstmalige Errichtung des Gemeinschaftseigentums besteht unabhängig vom 
Fertigstellungsgrad des Gebäudes. Begrenzt wird dieser Anspruch im Fall des steckengeblie-
benen Baus durch den Grundsatz von Treu und Glauben. Danach entfällt dieser, wenn seine 
Erfüllung den übrigen Eigentümern nach den Umständen des Einzelfalls nicht zuzumuten ist. 
Die Entscheidung darüber durfte das LG nicht – durch die Beschlussersetzung – der Gemein-
schaft der Wohnungseigentümer überantworten. Denn es ist Sache des Tatgerichts, unter  
umfassender Würdigung der Umstände des Einzelfalls im Rahmen einer Gesamtabwägung 
über die Unzumutbarkeit der erstmaligen Errichtung zu entscheiden. Dies wird das LG nun  
gemäß Ausführungen des BGH zu möglichen Kriterien nachholen müssen. U. a. werden der 
Fertigstellungsgrad der zu errichtenden Anlage und der Umfang der in Angriff zu nehmenden 
Arbeiten sowie die Höhe der noch zu tätigenden Investitionen von erheblicher Bedeutung sein. 
So wird es regelmäßig für eine Unzumutbarkeit der Ersterrichtung sprechen, wenn es zu Kos-
tensteigerungen von über 50 % des ursprünglich Kalkulierten kommt. Hierin liegt indes keine 
starre Grenze. Aufgrund der Umstände des Einzelfalls können schon geringere Kostensteige-
rungen zur Unzumutbarkeit führen. Auch wirtschaftlich sinnvolle Alternativen werden zu  
betrachten sein. Findet sich etwa ein Investor, der bereit ist, alle Einheiten im derzeitigen  
„unfertigen“ Zustand zu einem den Umständen nach angemessenen Preis abzukaufen, mag den 
Interessen einzelner Bauwilliger im Vergleich zu den Interessen einer verkaufswilligen Mehr-
heit weniger Gewicht beizumessen sein.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 20.12.2024, V ZR 243/23, PM 241/24
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REISEPREIS

Minderung wegen Fehlen des Gepäcks bei Arktiskreuzfahrt
|  Der gezahlte Reisepreis kann um 30 Prozent gemindert werden, wenn das Gepäck des Pau-
schalreisenden beim Hinflug zu spät ausgeliefert wird und deshalb während einer Kreuzfahrt 
in die Arktis nicht zur Verfügung steht. So entschied es das Landgericht (LG) München II  
zugunsten der Reisenden.  |

Es ging um eine Expeditionsreise
Der Kläger und seine Mutter hatten im Jahr 2023 bei der Beklagten eine elftägige Pauschalreise 
nach Norwegen mit anschließender Kreuzfahrt „Auf den Spuren der Eisbären“ gebucht. Wäh-
rend des Hinflugs kam es zu einer verspäteten Auslieferung aller Gepäckstücke der Reisenden. 
Der Kläger und seine Mutter meldeten ihr Gepäck als verloren und erstatteten unverzüglich 
Schadensanzeige. Vor der Abfahrt des Schiffs kauften sie in Outdoor-Läden in Norwegen das 
Notwendigste ein. An Bord gab es eine Boutique und einen Wäscheservice. Schuhe und Parka 
für die Expeditionen an Land wurden gestellt. Die Beklagte erstattete den Reisenden außerge-
richtlich 25 Prozent vom gezahlten Reisepreis und 1.500 Euro (von 2.306,07 Euro) für die Ersatz-
beschaffungen. Vor Gericht machte der Kläger den Restbetrag für die Ersatzbeschaffungen, 
weitere 15 Prozent vom gezahlten Pauschalreisepreis und einen „Schadenersatzanspruch für 
entgangene Urlaubsfreuden“ geltend.

Landgericht sprach Minderung zu
Das LG sprach dem Kläger eine Minderung in Gesamthöhe von 30 Prozent vom gezahlten Pau-
schalreisepreis und für die Ersatzbeschaffungen weitere 516,20 Euro zu; einen Anspruch auf 
Schadenersatz wegen nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit wies das LG jedoch ab.

Das LG begründete seine Entscheidung damit, dass das Fehlen von Gepäck mit persönlichen 
Gegenständen des Reisenden einen Reisemangel darstellt. Weil der Veranstalter jedoch keine 
besondere Kleiderordnung bei den Mahlzeiten und die Ausrüstung für die Expeditionen zur Ver-
fügung gestellt hatte und es einen Wäscheservice an Bord gab, erachtete das Gericht eine Min-
derung von 30 Prozent des gezahlten Reisepreises als ausreichend und angemessen.

Bei den Ersatzbeschaffungen (Verbrauchsartikel, Grund- und Funktionsbekleidung) hatte der 
Reiseveranstalter unter anderem einen Abschlag für Vermögensvorteile vorgenommen, weil die 
Reisenden die Sachen nach der Rückkehr weiterhin nutzen können. Das Gericht folgte dem 
Argument der Beklagten nicht, soweit es sich um „Funktionskleidung“ handelte, denn der Klä-
ger und seine Mutter hatten das Gericht davon überzeugt, dass sie die eigens für eine Expediti-
on in die Arktis gekaufte Funktionsbekleidung nicht mehr benötigten. Anders sah es das Gericht 
bei den Verbrauchsartikeln (Waschmittel, Zahnpasta, etc.) – die Reisenden erhielten ihre Koffer 
bei der Rückkehr von der Reise zurück und konnten die darin enthaltenen Verbrauchsartikel 
(weiter) nutzen.

Schadenersatzanspruch abgelehnt
Einen Schadenersatzanspruch wegen nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit lehnte das Gericht  
ab, weil der Kläger und seine Mutter aufgrund der Möglichkeit von Ersatzbeschaffungen in  
Longyearbyen und an Bord sowie wegen der ihnen zur Verfügung gestellten Ausrüstungsgegen-
stände (Schuhe, Parka) an der Kreuzfahrt und den Expeditionen an Land teilnehmen konnten, 
was Sinn und Zweck der gebuchten Expeditionsreise war.

QUELLE  |  Landgericht München II, Endurteil vom 10.1.2025, 14 O 2061/24, PM 1/25
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HAUSGRUNDSTÜCK

Jobcenter muss nicht Immobilienvermögen  
von Bürgergeldempfängern optimieren
|  Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen hat entschieden: Bürgergeldemp-
fänger gelten nicht als hilfebedürftig, wenn sie ein (zu) großes Einfamilienhaus gebaut haben 
und dessen Wert zur Sicherung des Lebensunterhalts nutzen können.  |

Familie hatte während Bürgergeldbezug größeres Haus gebaut
Dem Verfahren lag ein Eilantrag einer Familie aus dem Emsland zugrunde. Diese hatte ihr 
selbstbewohntes Hausgrundstück für 514.000 Euro verkauft, nachdem sie während des Bürger-
geldbezugs ein neues Haus gebaut hatte. Aufgrund des erzielten Verkaufserlöses hob der 
Grundsicherungsträger die Leistungsbewilligung auf.

Demgegenüber vertrat die Familie die Auffassung, das neue Haus sei geschütztes Vermögen 
und dürfe nicht zur Deckung des Lebensunterhalts herangezogen werden. Zudem berief sie 
sich auf die gesetzliche Karenzzeit von 12 Monaten, während der auch großzügige Wohnverhält-
nisse voll finanziert werden müssten.

Landessozialgericht: Familie nicht bedürftig
Das LSG bestätigte die Auffassung der Behörde. Die Familie sei nicht bedürftig, da das neue 
Hausgrundstück mit 254 m² Wohnfläche und sieben Bewohnern kein geschütztes Vermögen 
darstelle. Eine Verwertung des Vermögens zur Sicherung des Lebensunterhalts sei durch  
Beleihung möglich. Bei einem Verkehrswert von 590.000 Euro und einer Grundschuld von 
150.000 Euro stehe ein unbelasteter Wert von 440.000 Euro zur Verfügung.

Die Berufung auf die gesetzliche Karenzzeit lehnte das Gericht ebenfalls ab. Die Regelung diene 
dem Zweck, dass Leistungsempfänger nicht sofort ihr angespartes Vermögen, etwa für die  
Altersvorsorge, aufbrauchen müssen, wenn sie nur vorübergehend auf Bürgergeld angewiesen 
sind. Die Karenzzeit solle dabei helfen, plötzliche Härten abzufedern.

Im vorliegenden Fall handele es sich jedoch nicht um eine unerwartete Notlage, sondern um 
langjährige Leistungsbezieher, die ihre Wohnsituation und ihr Immobilienvermögen optimieren 
wollten. So habe die Familie als Verkaufsgrund des alten Hauses angegeben, die Entfernung zur 
Innenstadt sei ihnen zu weit gewesen.

QUELLE  |  LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 7.1.2025, L 11 AS 372/24 B ER, PM vom 20.1.2025

HAFTUNG

Scheibe nach Absprung von Spielgerät zerbrochen:  
Klage gegen Kind erfolglos
|  Mit der Frage, ob ein 13-jähriges Kind für einen Glasschaden an einem Schaufenster verant-
wortlich ist, hat sich das Landgericht (LG) Frankenthal befasst.  |

Glasbruch nach Nutzung eines Spielgeräts
Das Kind hatte in der Fußgängerzone von Frankenthal ein fest montiertes Spielgerät in Gestalt 
einer Drehscheibe genutzt und war beim Absteigen gegen ein daneben befindliches Schaufens-
ter getaumelt. Für den dadurch entstandenen Glasbruch muss das Kind nicht haften, entschied 
das LG und hat die Klage der Ladenbesitzer abgewiesen.
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Der Junge gab an, dass er auf dem Schulweg an dem Spielgerät vorbeigekommen sei. Er habe 
sich auf das Karussell gestellt, das ein Freund gedreht habe, zunächst langsam, dann immer 
schneller. Nachdem der Freund die Drehung gestoppt habe, sei er rückwärts gegen die keine 
drei Meter entfernte Fensterscheibe getaumelt, die daraufhin zerbrochen sei.

Schaden schuldhaft verursacht?
Die Ladenbesitzer warfen dem Jungen vor, den Schaden schuldhaft verursacht zu haben. Er sei 
bereits zu alt gewesen für das Karussell, zudem habe er sich damit zu schnell gedreht. Die 
Sturzgefahr und der mögliche Glasbruch seien für ihn erkennbar gewesen.

Landgericht: kein Verschulden des Kindes!
Das LG ging zwar davon aus, dass sich der 13-Jährige der grundsätzlichen Stolpergefahr durch-
aus bewusst und auch hinreichend einsichtsfähig war. Beides ist erforderlich, damit Minderjäh-
rige in diesem Alter überhaupt selbstständig haften. Gleichwohl konnte das LG das für einen 
Schadenersatzanspruch erforderliche Verschulden des Kindes nicht feststellen. Denn der Jun-
ge habe die Drehscheibe bestimmungsgemäß genutzt. Es sei gerade Sinn und Zweck des  
Karussells, trotz der Drehbewegung die Balance zu halten und der Gefahr des Herunterfallens 
zu trotzen. Das Kind sei weder zu alt noch zu groß für das Spielgerät gewesen.

Das Gericht hat nicht verkannt, dass die Ladenbesitzer nun auf ihrem Glasschaden sitzen blei-
ben. Dies resultiert gemäß LG jedoch daraus, dass unsere Rechtsordnung – von einigen hier 
nicht vorliegenden Sonderfällen abgesehen – dem Prinzip der Verschuldenshaftung folgt.

QUELLE  |  LG Frankenthal, Urteil vom 29.11.2024, 9 O 27/24, PM vom 19.12.2024

SCHMERZENSGELD

Geburtsschäden: Behandlung einer mit eineiigen Zwillingen 
schwangeren Hochrisikopatientin
|  Eine mit eineiigen Zwillingen schwangere Hochrisikopatientin darf ausschließlich in einer 
Klinik behandelt werden, die auch über eine neonatologische Intensivstation verfügt. Ihre an-
dauernde Behandlung in einer Geburtsklinik ohne Möglichkeit der jederzeitigen notfallmäßi-
gen intensiven medizinischen Versorgung der Neugeborenen ist grob fehlerhaft. Das Ober-
landesgericht (OLG) Frankfurt am Main hat bestätigt, dass dem schwerstbehinderten Kind der 
Schwangeren ein Schmerzensgeld von 720.000 Euro zusteht.  |

Klinik verfügte nicht über Neugeborenenstation
Der Kläger nahm die Beklagten wegen behaupteter fehlerhafter ärztlicher Behandlung im Vor-
feld seiner Geburt auf Schmerzensgeld und Schadenersatz in Anspruch. Die Mutter des Klägers 
war mit 37 Jahren erstmals schwanger. Es handelte sich um eine hochriskante eineiige Zwil-
lingsschwangerschaft. Die Mutter des Klägers wurde über Wochen von dem beklagten Arzt in 
der mitverklagten Geburtsklinik stationär behandelt. Die Klinik verfügte nicht über eine Neuge-
borenenstation. Eines Tages wurde festgestellt, dass sich ein typisches Risiko der Schwanger-
schaft realisiert hatte. Einer der beiden Feten war im Mutterleib verstorben. Der Kläger wurde 
nachfolgend mit Notkaiserschnitt mit schwersten Hirnschäden entbunden.

Mehrere grobe Behandlungsfehler
Das Landgericht (LG) hat die Beklagten auf der Grundlage eines gynäkologischen Sachverstän-
digengutachtens zu einem Schmerzensgeld von 720.000 Euro verurteilt. Die hiergegen einge-
legte Berufung der Beklagten hatte vor dem OLG keinen Erfolg. Nach weiterer Beweisaufnahme 
habe sich bestätigt, dass die Beklagten den heutigen äußerst schlechten Gesundheitszustand 
des Klägers durch mehrere grobe Behandlungsfehler verursacht hätten und ihm deshalb 
Schmerzensgeld in dieser Höhe schuldeten.
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ANSTECKUNG

„Post-Covid-Syndrom“ durch Fahrgemeinschaft:  
Mitfahrer nicht verantwortlich
|  Die Aufarbeitung der Corona-Pandemie beschäftigt immer noch die Gerichte. Aktuell hat 
das Landgericht (LG) Frankenthal entschieden: Die Mitglieder einer Fahrgemeinschaft waren 
auch in der Corona-Hochphase für gegenseitige Ansteckungen nicht verantwortlich zu  
machen. Eine auf Schadenersatz und Schmerzensgeld gerichtete Klage eines Mitfahrers hat 
das LG deshalb abgewiesen.  |

Im Frühjahr 2022 stieg der Mitfahrer ohne Maske zu seinem Kollegen ins Auto, um gemeinsam 
zur Arbeit zu fahren. Am Abend desselben Tages schrieb er in die WhatsApp-Gruppe der Fahr-
gemeinschaft, dass er positiv getestet sei und sich in Quarantäne befinde.

Fahrer behauptete Ansteckung und verlangte Schmerzensgeld
Der schon zuvor an Asthma erkrankte Fahrer behauptete im Prozess, er habe sich während der 
gemeinsamen Fahrt mit dem Coronavirus infiziert und sei nun dauerhaft arbeitsunfähig („Post-
Covid-Syndrom“). Der Mitfahrer schulde ihm daher Schmerzensgeld in Höhe von nicht unter 
20.000 Euro, weitere 4.000 Euro Schadenersatz und müsse darüber hinaus für zukünftig auftre-
tende Schäden einstehen.

Landgericht: Reine Gefälligkeit – keine Haftung
Dieser Argumentation folgte das LG nicht. Im Rahmen der wechselseitigen Gefälligkeit einer 
Fahrgemeinschaft sei bereits unter den Gesichtspunkten eines stillschweigenden Haftungsver-
zichts und des Handelns auf eigene Gefahr eine gegenseitige Haftung ausgeschlossen. Es sei 
zudem aufgrund der Kontaktbeschränkungen während der Pandemie allgemein bekannt gewe-
sen, dass enger persönlicher Kontakt die Hauptinfektionsquelle darstellte. Obwohl der unter 
Asthma leidende Fahrer bemerkt habe, dass sein Kollege beim Einsteigen keine Maske trug, 
habe er ihn nicht gebeten, eine solche aufzusetzen. Er habe sich daher erkennbar trotz seiner 
Vorerkrankung dem Infektionsrisiko ausgesetzt. Dass er sich keine Gedanken über einen  
ungünstigen Verlauf einer Infektion mit möglichen Dauer- und Folgeschäden gemacht habe, 
rechtfertige keine andere Beurteilung.

QUELLE  |  LG Frankenthal (Pfalz), Urteil vom 16.12.2024, 7 O 110/24, PM vom 31.1.2025

Das medizinische Gesamtkonzept der Beklagten sei – wie vom Sachverständigen wiederholt 
eindrücklich erläutert – offensichtlich fehlerhaft gewesen. Die Mutter des Klägers habe insbe-
sondere als schwangere Hochrisikopatientin ausschließlich in einer Klinik behandelt werden 
dürfen, die auch über eine neonatologische Intensivstation verfüge. Bei einer Hochrisiko-
schwangerschaft mit eineiigen Zwillingen könne es jederzeit zu einer Frühgeburt oder schwe-
ren Komplikationen bis hin zum Fruchttod eines Fetus kommen. Dies mache eine sofortige 
Entbindung und Notfallbehandlung von Neugeborenen erforderlich. Eine angemessene  
Behandlung dieser Neugeborenen könne nur durch neonatologische Fachärzte mit einer ent-
sprechenden technischen Ausstattung gewährleistet werden. „Die Behandlung von Frühchen 
ist extrem heikel. Durch jedwede auch nur kurzfristige Fehlversorgung drohen unmittelbar 
schwere Schäden“, so das OLG. Die auf die Fehlbehandlung zurückzuführenden schweren Hirn-
schäden des Klägers hätten mannigfache gravierende Auswirkungen. Der Kläger leide unter 
anderem unter einer ausgeprägten Entwicklungsstörung, sei blind und habe eine starke Hör-
schwäche, seine Schluckfähigkeit sei gestört, ebenso wie die Kontrolle seiner Blase. Die erlit-
tenen schwersten Gesundheitsschäden rechtfertigten ein Schmerzensgeld von 720.000 Euro.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 18.2.2025, 8 U 8/21, PM 11/25
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GERICHTSENTSCHEIDUNGEN

Neues zur Entziehung der Fahrerlaubnis
|  Mehrere Gerichte haben sich aktuell mit Themen rund um die Entziehung der Fahrerlaubnis 
beschäftigt.  |

Regelmäßige Einnahme von Cannabis
So hat der Bayrische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) entschieden: Die regelmäßige Einnah-
me von Cannabis hat nach der Rechtslage vor dem 1.4.24, also vor Inkrafttreten des Gesetzes 
zum Umgang mit Konsumcannabis (KCanG) ohne das Hinzutreten weiterer Umstände im Regel-
fall die Fahreignung ausgeschlossen. Eine Rückwirkung der für den Fahrerlaubnisinhaber 
günstigeren Neuregelung auf sog. Altfälle hat der Gesetz- und Verordnungsgeber nicht vorge-
sehen. Sie ist im Hinblick auf die Rechtmäßigkeit der bisherigen Regelung auch nicht verfas-
sungsrechtlich geboten.

Wann ist ein medizinisch-pyschologisches Gutachten beizubringen?
Der BayVGH hat ebenfalls entschieden: Die Fahrerlaubnisbehörde muss anordnen, dass ein 
Fahrerlaubnisinhaber ein medizinisch-psychologisches Gutachten beibringen muss, wenn er 
ein Fahrzeug im Straßenverkehr mit einer Blutalkoholkonzentration von 1,6 ‰ oder mehr oder 
einer Atemalkoholkonzentration von 0,8 mg/l oder mehr geführt hat. Dies gilt nicht nur für eine 
Fahrt mit einem Kraftfahrzeug, sondern auch für eine Fahrt mit einem nicht motorisierten 
Fahrzeug, also auch bei einer erstmaligen Trunkenheitsfahrt mit einem Fahrrad und auch für 
ein Pedelec, weil dieses einem Fahrrad rechtlich gleichgestellt ist.

Eignungsmangel bei Schlafapnoe?
In einem weiteren Fall des BayVGH ging es um ein obstruktives Schlafapnoe-Syndrom. Das ist 
eine schlafbezogene Atemstörung, bei der es während des Schlafs wiederholt zur Verringerung 
oder dem kompletten Aussetzen der Atmung durch eine Verengung des Rachenraums kommt. 
Hat ein solches Syndrom auch ohne Behandlung keine starke Tagesmüdigkeit zur Folge,  
begründet dies keinen Eignungsmangel als Fahrzeugführer und kann keine Kontrollauflage 
rechtfertigen.

Blutalkoholkonzentration über 1,6 Promille
Schließlich hat der BayVGH noch festgestellt: Es entspricht gesicherten Erkenntnissen der  
Alkoholforschung, dass Betroffene mit Blutalkoholkonzentrationen ab 1,6 Promille über deut-
lich abweichende Trinkgewohnheiten und eine ungewöhnliche Trinkfestigkeit verfügen. Neben 
stationären Therapien kommen auch ambulante Maßnahmen von 24 Wochen, ganztägige ambu-
lante Maßnahmen in Tageskliniken an Werktagen über einen Zeitraum von acht bis sechzehn 
Wochen und stationär-ambulante Kombinationstherapien als Entzugsbehandlung in Betracht, 
nicht aber die stationäre Entgiftung und Nachsorgekontakte, die sporadisch stattfinden und der 
Rückfallprophylaxe dienen.

Folgen einer Diabetes-Erkrankung
Das Verwaltungsgericht (VG) München hat entschieden: Ergeben sich Zweifel an der Fahreig-
nung des Fahrerlaubnisinhabers aus einer feststehenden insulinbehandelten Diabetes-Erkran-
kung mit einer reduzierten Hypoglykämiewahrnehmung und überdies aus einer Polyneuropa-
thie mit einer leichtgradigen Gangunsicherheit und einer eingeschränkten linken Fußhebung, 
kann die Verwaltungsbehörde die Fahrerlaubnis entziehen.
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Keine Entlastung wegen behaupteter verwirrender Beschilderung
Die Beschilderung mit einer Geschwindigkeitsreduzierung auf 60 km/h und einem Überholver-
bot für Lkws und Busse ist nicht „verwirrend“. Wer Verkehrsschilder nicht versteht oder verste-
hen will, handelt vorsätzlich, da er sich bewusst und gewollt gegen die Rechtsordnung stellt. 
Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main hat die Rechtsbeschwerde des Betroffenen 
gegen eine Geldbuße über 900 Euro sowie ein dreimonatiges Fahrverbot daher verworfen.

Der Betroffene ist vom Amtsgericht (AG) Fulda wegen fahrlässiger Überschreitung der zulässi-
gen Höchstgeschwindigkeit außerhalb geschlossener Ortschaften um 86 km/h zu einer Geldbu-
ße von 900 Euro verurteilt worden, verbunden mit einem dreimonatigen Fahrverbot. Er befuhr 
die Autobahn mit 146 km/h. Im Bereich einer LKW-Kontrolle war aus Sicherheitsgründen die 
Höchstgeschwindigkeit auf 60 km/h reduziert und ein Überholverbot für LKW und Busse ange-
ordnet worden. Die Anordnungen erfolgten über sog. Klappschilder, die bereits vorbereitet an 
der Autobahn angebracht sind und im Bedarfsfall ausgeklappt werden.

Das OLG hat die eingelegte Rechtsbeschwerde des Betroffenen zurückgewiesen und die Schuld-
form auf eine „vorsätzliche“ Begehung umgestellt. Ohne Erfolg berufe sich der Betroffene auf 
eine „völlig verwirrende Beschilderung“, so das OLG. Es sei nicht ersichtlich, was im Hinblick 
auf die – mit Lichtbildern dokumentierte – Beschilderung der Anordnung der Geschwindigkeits-
reduktion und des Überholverbots konkret verwirrend sein solle. „Dass der Betroffene bereits 
diese einfache und klar verständliche Anordnung nicht versteht, begründet kein(en) Verbotsirr-
tum, wie die Verteidigung vorträgt, sondern lediglich die Notwendigkeit der Überprüfung, ob der 
Betroffene nach eigenem Bekunden noch kognitiv in der Lage ist, weiter am Straßenverkehr 
teilzunehmen“, so das OLG. Nach der Straßenverkehrsordnung sei zudem der, der „etwas nicht 
versteht“ und sich damit in einer „unsicheren und ungewissen“ Verkehrssituation befindet,  
ohnehin zu ständiger Vorsicht und gegenseitiger Rücksichtnahme verpflichtet.

Wer – wie hier – genau das Gegenteil tue, indem er 146 km/h statt 60 km/h fahre, handele auch 
vorsätzlich. Er entscheide sich bewusst und gewollt dazu, die Regelungen und die Verkehrssitu-
ation zu ignorieren. Damit stelle er sich mit Absicht gegen die Rechtsordnung und gefährde 
bewusst und gewollt andere allein um des eigenen schnelleren Fortkommens willen.

Gründe, ausnahmsweise von einem Fahrverbot abzusehen, lägen hier nicht vor. Die Entschei-
dung ist nicht anfechtbar.

Nutzungsausfall: Wenn der HU-Termin sechs Monate überzogen war
Ein Anspruch auf Ersatz von Mietwagenkosten kann nicht allein wegen eines überschrittenen 
Vorführtermins zur Haupt- und Abgasuntersuchung bei dem unfallbeschädigten Pkw abgelehnt 
werden. Die Nutzung eines verkehrssicheren Pkw mit ungültig gewordener Prüfplakette ist nur 
rechtswidrig, wenn eine Behörde den Betrieb des Fahrzeugs untersagt oder beschränkt hat. 
Das hat jetzt der Bundesgerichtshof (BGH) klargestellt.

Im Fall des BGH war die Pflicht zur termingerechten Hauptuntersuchung sechs Monate über-
schritten. Doch für den BGH war dies nicht ausschlaggebend. Entscheidend war vielmehr, dass 
das Fahrzeug verkehrssicher war. Denn nur ein verkehrsunsicheres Fahrzeug darf per se, also 
unabhängig von einer Hauptuntersuchung, nicht benutzt werden. Feststellungen zur Verkehrs-
sicherheit des verunfallten Fahrzeugs vor dem Unfall wurden in dem Verfahren nicht getroffen. 
Allein der Umstand, dass die Plakette abgelaufen war, genügte jedoch nicht, die Erstattung der 
Mietwagenkosten abzulehnen.

QUELLE  |  „Cannabis“: BayVGH, Urteil vom 31.10.2024, 11 ZB 24.1246, Abruf-Nr. 245279 unter www.iww.de; „MPU“: BayVGH, 
Beschluss vom 17.10.2024, 11 CS 24.1484, Abruf-Nr. 245283 unter www.iww.de; „Schlafapnoe“: BayVGH, Beschluss vom 29.10.2024, 
11 CS 24.1155, Abruf-Nr. 245282 unter www.iww.de; „Promille“: BayVGH, Beschluss vom 15.7.2024, 11 ZB 24.505, Abruf-Nr. 245284 
unter www.iww.de; „Diabetes“: VG München, Beschluss vom 23.10.2024, M 19 S 23.3777, Abruf-Nr. 245298 unter www.iww.de; 
„Beschilderung“: OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 20.1.2025, 2 Orbs 4/25, PM vom 28.1.2025; „Hauptuntersuchung“: 
BGH, Urteil vom 3.12.2024, VI ZR 117/24, Abruf-Nr. 246194 unter www.iww.de
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SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN

Können Kosten für private Ermittlungen erstattet  
verlangt werden?
|  Aufwendungen für private Ermittlungen oder Beweiserhebungen, z. B. Sachverständigen-
gutachten, sind in der Regel nicht notwendig und werden daher nicht erstattet. Das ist der 
Grundsatz, von dem die Rechtsprechung ausgeht. Doch kein Grundsatz ohne Ausnahme – wie 
eine Entscheidung des Amtsgerichts (AG) Senftenberg anschaulich zeigt.  |

Schwierige technische Fragestellungen
Ausnahmsweise werden nach dieser Entscheidung die Kosten z. B. für das Einholen eines pri-
vaten Sachverständigengutachtens unter anderem als notwendige Kosten anerkannt, wenn 
schwierige technische Fragestellungen zu beurteilen sind. Gleiches gilt, wenn aus Sicht des 
Betroffenen aus einer Anfangsbetrachtung ein privates Sachverständigengutachten erforder-
lich ist, da ansonsten eine erhebliche Verschlechterung der Prozesslage zu befürchten wäre.

Amtsgericht hält Kosten ausnahmsweise für erstattungsfähig
Diese Grundsätze hat das AG in seiner Entscheidung bestätigt. Es hat die Kosten für ein Sach-
verständigengutachten, mit dem die Messdaten einer Geschwindigkeitsmessung überprüft 
worden sind, daher als erstattungsfähig angesehen.

QUELLE  |  AG Senftenberg, Urteil vom 28.2.2024, 50 OWi 1617 Js 22408/22, Abruf-Nr. 240780 unter www.iww.de

MIETWAGEN

Grob fahrlässig: Bei Tempo 200  
nicht das Navigationsgerät bedienen
|  Wer ein Kraftfahrzeug mit einem weit über der Richtgeschwindigkeit von 130 km/h liegen-
den Tempo fährt, muss seine volle Konzentration auf das Verkehrsgeschehen richten. Schon 
die kurzzeitige Ablenkung durch Bedienung des Navigationssystems kann bei derartigen  
Geschwindigkeiten den Vorwurf der groben Fahrlässigkeit begründen. So hat es das Oberlan-
desgericht (OLG) Nürnberg entschieden.  |

Konzentrieren und Gerätebedienen ist gefährlich
Geklagt hatte eine Autovermieterin gegen den Fahrer eines vermieteten Pkw. Der Fahrer war 
auf der Autobahn verunfallt und hatte den Wagen beschädigt. Während er auf der linken Spur 
fuhr, bediente er das Infotainmentsystem des Fahrzeugs bei Tempo 200, um dort Informationen 
abzurufen. Dabei geriet das Fahrzeug nach links von der Fahrbahn ab und stieß gegen die Mit-
telleitplanke.

Mietvertrag sah Kürzung der Haftungsfreistellung vor
Das Gericht verwies auf die Vereinbarung im Mietvertrag. Danach könne die Haftungsfreistel-
lung entsprechend der Schwere des Verschuldens gekürzt werden. Der Fahrer habe hier grob 
fahrlässig gehandelt. Die Autovermieterin könne daher die Hälfte des Schadens – ca. 12.000 
Euro – bei ihm geltend machen.

Für das Gericht war es dabei unerheblich, dass der Pkw einen sog. Spurhalteassistenten hatte. 
Zumindest bei derart hohen Geschwindigkeiten reduziere dieser den Schuldvorwurf nicht.

QUELLE | OLG Nürnberg, Urteil vom 2.5.2019, 13 U 1296/17



ABSCHLIESSENDE HINWEISE

Berechnung der Verzugszinsen
|  Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1. Januar 2002 der Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB anzuwenden. Seine Höhe wird jeweils zum 1. Januar und 1. Juli eines Jahres neu 
bestimmt. Er ist an die Stelle des Basiszinssatzes nach dem Diskontsatz-Überleitungsgesetz 
(DÜG) getreten.  |

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1. Januar 2025 bis zum 30. Juni 2025 beträgt 2,27 Prozent. 
Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen:

	� für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 7,27 Prozent
	� für den unternehmerischen Geschäftsverkehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 11,27 Prozent*

* für Schuldverhältnisse, die vor dem 29.7.2014 entstanden sind: 10,27 Prozent.

Nachfolgend ein Überblick zur Berechnung von Verzugszinsen (Basiszinssätze).

ÜBERSICHT /    Basiszinssätze
Zeitraum Zinssatz
01.07.2024 bis 31.12.2024 3,37 Prozent
01.01.2024 bis 30.06.2024 3,62 Prozent
01.07.2023 bis 31.12.2023 3,12 Prozent
01.01.2023 bis 30.06.2023 1,62 Prozent
01.07.2022 bis 31.12.2022 -0,88 Prozent
01.01.2022 bis 30.06.2022 -0,88 Prozent
01.07.2021 bis 31.12.2021 -0,88 Prozent
01.01.2021 bis 30.06.2021 -0,88 Prozent
01.07.2020 bis 31.12.2020 -0,88 Prozent
01.01.2020 bis 30.06.2020 -0,88 Prozent
01.07.2019 bis 31.12.2019 -0,88 Prozent
01.01.2019 bis 30.06.2019 -0,88 Prozent
01.07.2018 bis 31.12.2018 -0,88 Prozent
01.01.2018 bis 30.06.2018 -0,88 Prozent
01.07.2017 bis 31.12.2017 -0,88 Prozent
01.01.2017 bis 30.06.2017 -0,88 Prozent
01.07.2016 bis 31.12.2016 -0,88 Prozent
01.01.2016 bis 30.06.2016 -0,83 Prozent
01.07.2015 bis 31.12.2015 -0,83 Prozent
01.01.2015 bis 30.06.2015 -0,83 Prozent
01.07.2014 bis 31.12.2014 -0,73 Prozent
01.01.2014 bis 30.06.2014 -0,63 Prozent
01.07.2013 bis 31.12.2013 -0,38 Prozent
01.01.2013 bis 30.06.2013 -0,13 Prozent
01.07.2012 bis 31.12.2012 0,12 Prozent
01.01.2012 bis 30.06.2012 0,12 Prozent
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Steuern und Beiträge  
Sozialversicherung:  
Fälligkeitstermine in 06/2025
|  Im Monat Juni 2025 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten:  |

Steuertermine (Fälligkeit):
	� Umsatzsteuer (Monatszahler): 10.6.2025

	� Lohnsteuer (Monatszahler): 10.6.2025

	� Einkommensteuer (vierteljährlich): 10.6.2025

	� Kirchensteuer (vierteljährlich): 10.6.2025

	� Körperschaftsteuer (vierteljährlich): 10.6.2025

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fällig-
keitstermin vorliegen.

Beachten Sie  |  Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäte-
ten Zahlung durch Überweisung endet am 13.6.2025. Es wird an dieser Stelle nochmals darauf 
hingewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck gilt.

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit):
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden  
Monats fällig, für den Beitragsmonat Juni 2025 am 26.6.2025.


